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Gesetz
über den interkommunalen Finanzausgleich
vom ………………………..

Der Grosse Rat des Kantons Wallis
Eingesehen die Artikel 31, 38, 42, 54, und 77 ff. der Kantonsverfassung; 
auf Antrag des Staatsrates,
beschliesst:



Abschnitt 1
Allgemeine Bestimmungen
Art. 1 Zweck 
1 Das vorliegende Gesetz hat den Zweck, die finanzwirtschaftlichen Ungleichheiten zu vermindern, welche sich zwischen den Munizipalgemeinden aufgrund der unterschiedlichen Ressourcen und Lasten ergeben, und die Solidarität zwischen ihnen zu verstärken.

2 Es erlaubt auch, punktuell einer wirtschaftlich schwachen oder sich in finanziell schwieriger Situation befindenden Gemeinde oder Gruppe von Gemeinden zu helfen.

a) 
b) 
c) 
Art. 2 Instrumente
Der interkommunale Finanzausgleich beinhaltet:

a) einen Ressourcenausgleich zwischen den Gemeinden;

b) einen Lastenausgleich für strukturell benachteiligte Gemeinden;

c) einen Spezialfonds zur Gewährung von punktuellen Hilfen an Gemeinden oder an eine Gruppe von Gemeinden.
Art. 3 Finanzausgleichsfonds 
1 Zur Erreichung der in Artikel 1 festgelegten Ziele wird ein interkommunaler Finanzausgleichsfonds geschaffen, der vom Kanton und von den Gemeinden geäufnet wird.
2 Der Fonds wird von jenem Departement verwaltet, das mit den Gemeindenfinanzen beauftragt ist.


Abschnitt 2
Ressourcenausgleich
Art. 4 Grundsätze
Der Ressourcenausgleich hat den Zweck, die Steuerkraftunterschiede zwischen den Munizipalgemeinden zu vermindern.


Art. 5 Steuerressourcenindex
1 Der Steuerressourcenindex entspricht dem Verhältnis zwischen dem kommunalen Steuerertrag pro Einwohner der Gemeinde und dem Mittel der Steuererträge aller Gemeinden pro Einwohner.

2 Dieser Index dient als Grundlage zur Bestimmung der Steuerkraft einer Gemeinde.
3 Dieser Index dient auch zur Berechnung der Beiträge, die den Gemeinden im Rahmen des Ressourcenausgleichs ausbezahlt werden. Um jedoch die bevölkerungsschwachen Gemeinden zu begünstigen, wird von den in Absatz 1 erwähnten Steuererträgen ein einheitlicher Pauschalbetrag in Abzug gebracht, der in der Verordnung festgelegt wird.

Art. 6 Äufnung

a) 
b) 
1 Die Gemeinden, deren Ressourcenindex über dem in der Verordnung festgelegten Grenzwert liegt, werden als Gemeinden mit zufriedenstellenden Steuerressourcen betrachtet und äufnen den Ressourcenausgleichsfonds.
2 Jene Gemeinden, deren Index unter diesem Grenzwert liegt, deren Erträge aus dem Wasserzins jedoch die im Bereich des Ressourcenindexes festgestellten Unterschiede ausgleichen, äufnen ebenfalls den Ressourcenausgleichsfonds.
3 Berücksichtigt werden jene Wasserzinsen, die von der zuständigen kantonalen Dienststelle mitgeteilt werden.
4 Der Kanton finanziert die Differenz zwischen der Summe der bei den Gemeinden erhobenen Beiträge und dem zur Verteilung notwendigen Betrag.




Art. 7 Verteilung
1 Die Gemeinden, deren Ressourcenindex unter dem in der Verordnung festgelegten Grenzwert liegt und für welche die Erträge aus dem Wasserzins die im Bereich des Ressourcenindexes festgestellten Steuerunterschiede nicht oder nur teilweise ausgleichen, kommen in den Genuss des Ressourcenausgleichs.
2 Die an eine Gemeinde gewährte Hilfe darf den in der Verordnung festgelegten Maximalbetrag nicht überschreiten.
Abschnitt 3
Lastenausgleich
Art. 8 Grundsätze
Der Lastenausgleich hat den Zweck, die Lastenunterschiede unter den Gemeinden zu vermindern.
Art. 9 Massgebende Kriterien
Der Lastenindex basiert auf folgenden Kriterien:
a) der Höhe;
b) der Dichte;
c) der Einwohnerzahl;
d) dem Index der Steuerkraft.
Art. 10 Lastenindex
Der Lastenindex einer Gemeinde entspricht der gewichteten Summe der standardisierten Werte der in Artikel 9 definierten Kriterien.
Art. 11 Äufnung
Die Äufnung des Lastenausgleichsfonds obliegt dem Kanton.
Art. 12 Verteilung
1 Gemeinden, deren Lastenindex über dem Durchschnitt aller Gemeinden liegt, werden als strukturell benachteiligt betrachtet und kommen in den Genuss des Lastenausgleichs.
2 Um die bevölkerungsschwachen Gemeinden zu begünstigen, wird die Einwohnerzahl jeder Gemeinde um eine einheitliche Einwohnerzahl erhöht. Diese wird in der Verordnung festgelegt.
3 Die einer Gemeinde gewährte Hilfe darf den in der Verordnung festgelegten Maximalbetrag nicht übersteigen. Der Betrag, der aufgrund dieser Begrenzung nicht verteilt wird, wird dem Spezialfonds zugewiesen.
Abschnitt 4
Spezialfonds
Art. 13 Grundsätze
1 Ein Spezialfonds wird gebildet zur Gewährung einer ausserordentlichen Hilfe an eine Gemeinde oder an eine Gruppe von Gemeinden, die wirtschaftlich schwach sind und kommunale oder regionale Projekte realisiert haben, sowie an Gemeinden in schwieriger finanzieller Situation.
2 Dieser Fonds erlaubt auch die vollständige oder teilweise Übernahme von Kosten im Zusammenhang mit Coaching- und Beratungsmandaten zugunsten von Gemeinden.
Art. 14 Äufnung
Die Äufnung des Spezialfonds bis zu einem festgelegten Betrag obliegt dem Kanton.
Art. 15 Verteilung
1 Der Spezialfonds wird von einer 5-köpfigen Kommission verwaltet, die vom Staatsrat ernannt wird und beauftragt ist, Vorschläge zur Verteilung des Fonds zu machen.
2 Diese Kommission setzt sich zusammen aus dem Vorsteher des mit den Gemeindefinanzen beauftragten Departementes, zwei Gemeindevertretern und zwei Vertretern des mit Gemeindeangelegenheiten beauftragten Departementes;
3 Die Kommission ist ermächtigt, dem mit den Gemeindefinanzen beauftragten Departement Vorschläge zu unterbreiten, die darauf abzielen, die einer Gemeinde durch den Ressourcenausgleichsfonds und den Lastenausgleichsfonds gewährte Hilfe zu reduzieren, zu sistieren oder aufzuheben, wenn seine Auszahlung offensichtlich ungerechtfertigt wäre.
4 Auf Antrag des mit den Gemeindefinanzen beauftragten Departementes kann der Staatsrat einer Gemeinde eine Spezialhilfe gewähren, wenn die Dringlichkeit und Notwendigkeit gegeben ist. Die Kommission ist darüber zu informieren.
Abschnitt 5
Verfahren und Maximalhilfe
Art. 16 Verfahren
1 Die zuständige Dienststelle stellt den Gemeinden, die den Fonds äufnen, alljährlich die aufgrund von Artikel 6 des vorliegenden Gesetzes geschuldeten Beträge in Rechnung.
2 Der Vorsteher des mit den Gemeindefinanzen beauftragten Departementes erstattet jährlich dem Staatsrat und dem Grossen Rat Bericht über die Äufnung, die Verteilung und den Stand des Fonds. 
Art. 17 Maximalhilfe
1 Der kumulierte Betrag der einer Gemeinde über den Ressourcenausgleich und den Lastenausgleich gewährten Hilfen darf den in der Verordnung festgelegten Betrag nicht übersteigen.
2 Der Restbetrag, der aufgrund dieser Begrenzung nicht verteilt wurde, wird dem Spezialfonds des Finanzausgleichs zugewiesen.
Abschnitt 6
Schlussbestimmungen
Art. 18 Verordnung
Eine Verordnung des Staatsrates präzisiert die Anwendungsmodalitäten, insbesondere betreffend die Berechnung der Indices, der Erhebung und der Verteilung des Fonds sowie das Einsprache- und Rekursverfahren.
Art. 19 Aufhebung
1 Die Artikel 195 bis 201 des kantonalen Steuergesetzes vom 10. März 1976 werden aufgehoben.

2 Die Verordnung zum interkommunalen Finanzausgleich vom 23. September 1992 wird aufgehoben.
3 Das Reglement zur Berechnung der abgestuften Subventionierung vom 3. Mai 1978 wird aufgehoben.
4 Nach Inkrafttreten des vorliegenden Gesetzes sind die im Bereich der abgestuften Subventionierung vorgesehenen Bestimmungen nicht mehr anwendbar.
5 Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens des vorliegenden Gesetzes gefällten Beschlüsse im Zusammenhang mit der abgestuften Subventionierung werden allerdings aufrechterhalten.
Art. 20 Ausführung und Inkrafttreten
1 Der Staatsrat ist mit der Ausführung des vorliegenden Gesetzes beauftragt.

2 Das vorliegende Gesetz unterliegt dem Fakultativreferendum.
3 Der Staatsrat setzt den Zeitpunkt des Inkrafttretens fest.
So angenommen in ……….. Lesung im Grossen Rat, am …………. 2004.













Der Präsident des Grossen Rates: Jean-Paul Duroux
Der Chef des Parlamentsdienstes: Claude Bumann
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